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Geschäftszahl 50. 080/12-X/B/8/92 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 
1016 Wien 

Telefon 0222171100 Durchwahl 

NamelTel.-Klappe des Sachbearbeiters: 

MR. Dr. Sefelin / 5980 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

Betr.: Entwurf eines Heizkostenabrechnungsge­
--- setzes; Versendung zur Begutachtung 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten beehrt sich, 

anbei den oben angeführten, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 

für Justiz erstellten Gesetzentwurf samt Vorblatt und Erläuterungen 

in 25-facher Ausfertigung zu übermitteln. 

Der Gesetzentwurf wird an alle Bundesministerien, die Ämter der Landes­

regierung und die berührten Interessenvertretungen versendet, welche 

ersucht wurden, ihre Stellungnahme gleichzeitig mit der Übermittlung 

an das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten dem 

Präsidium des Nationalrates in 25-facher Ausfertigung zuzustellen. 

Das Ende der Begutachtungsfrist wurde mit 28. August 1992 bestimmt. 

25 Beilagen 

F.d.R.d.A.: 

� 

Wien, am 15. Juli 1992 

Für den Bundesminister: 

i.V. Mag. Kohler 
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Bundesministerium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten 

GZ.: 5 0.080j1 2- XjBj8j92 

Bundesgesetz über die sparsamere Nutzung 

von Energie durch verbrauchs abhängige Abrechnung der 

Heiz- und Warmwasserkosten 

(Heizkostenabrechnungsgesetz - HeizKG ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Ziel des Gesetz es 

§ 1 .  Zur rationellen und sparsamen E ner giever wendu ng in 

Gebäuden mit mehr als dr ei Nutzungsobjekten, die durch gemeinsame 

Wärmeversorgungsanlagen mit Wä rme versorgt werden, sind die Heiz­

und Warmwasserkosten zum überwiegen den Teil auf der Gru ndlage des 

tatsächlichen Verbrauchs abzurechnen, sofern der einzelne 

Wärmeabnehmer selbst meßbaren Einfluß auf den Ver brauch hat und 

die erwartete E nergieeinsparung die Kosten ausgleicht, die sich 

aus dem E inbau und Betrieb der Meßvorr ichtungen er geben. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten: 

1 .  gemeinsame Wärmeversorgungsanlage: 

1 Einrichtung, die für ein oder mehrere Gebäude einer oder mehrerer 

t abgeschlossener wirtschaftlicher E inheiten, von denen mindestens 

eine mehr als drei Nutzungsobjekte umfassen muß, Wärme - sei es 

Heizung oder Warmwasser - erzeugt und bereitstellt. 

2. Wärmeabgeber : 

Der Betreiber einer gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage im 

eigenen Namen oder der, der Wä rme - sei es Heizung oder 

Warmwasser - erzeugt oder bloß übernimmt und an Wärmeabnehmer 

unmittelbar weitergibt. 
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3. Wärmeabnehmer: 

Der ein mit Wärme - sei es Heizung oder War mwasser - versorgtes 

Nutzungsobjekt im Sinne der Z. 4 entweder 

a) als E igentümer oder Fruchtnießer des Gebäudes selbst, 

b) als einer , der sein Benützungsrecht am Nutzungsobjekt 

unmittelbar vom E igentümer oder Fruchtnießer des Gebäudes 

ableitet oder 

c) als Wohnungseigentümer 

nutzt. 

4 .  Nutzungsobj ekte: 

Die mit Wärme - sei es Heizung oder War mwasser - versorgten 

Wohnungen oder sonstigen selbständigen Räumlichkeiten (wie 

Geschäftsr äumlichkeiten) einschließlich solcher, die der 

allgemeinen Benützung dienen, oder jener, deren Zweckbestimmung 

einer ausschließlichen Benützung entgegenstehen (wie 

Hausbesorgerwohnung, Hobbyr aum und Sauna) . 

5 .  beheizbare Nutzfläche: 

Die Nutzflächen im Sinn des § 6 des Wohnungseigentumsgesetzes 

1 975 , BGBI. Nr . 4 1 7, sowie auch sonstige Flächen von Räumen im 

Sinn der Z. 4 ,  Keller- , Dachboden- , Hobbyräume, Garagen, Sauna, 

aber auch Loggien, sofer n sie mit Wärme - sei es Heizung oder 

War mwasser - von der gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage versorgt 

wer den. 

6 .  wirtschaftliche Einheit: 

E ine Mehr zahl von Nutzungsobjekten in einem oder mehreren 

Gebäuden mit gemeinsamer Wär meversorgung und - abrechnung, 

unabhängig davon, ob die Gebäude oder Gebäudeteile auf einer 

Liegenschaft oder auf mehr er en Liegenschaften errichtet sind. 

7. Heiz- und Warmwasserkosten: 

E nergiekosten sowie die sonstigen Kosten des Betr iebes. 

8. Energiekosten: 

Die Kosten jener E nergieträger , die zur Umwandlung in Wärme 

bestimmt sind, wie Kohle, Ö l, Gas, Strom, Biomasse oder Abwärme, 

und die Kosten der sonst für den Betrieb der Wärmeversorgungs­

anlage erfor derlichen E nergieträger, wie etwa Str omkosten für die 

Umwälzpumpe, für den Brenner oder die Regelung der Aggregate. 

9. Sonstige Kosten: 

Alle übrigen Kosten des Betriebes, zu denen die für Betreuung und 

War tung, einschließlich des Ersatzes von Verschleißteilen 
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(insbesondere Mengenmeßgerä te für Wasser oder kalorische E nergie ) 

und der Abrechnung, nicht aber der Aufwand für E rhaltung oder 

Verbesserung der gemeinsamen Wä rmeversorgungs- anlage zä hlen. 

10. Verbrauchsantei le: 

Die auf die einzelnen Nutzungsobjekte entfallenden Anteile an der 

gesamten Heizungs- und Warmwasserversorgung. 

11. Stand der Technik: 

Der Stand der Technik ist der auf den einschlägigen 

wissenschaftlichen E rkenntnissen beruhende E ntwicklungsstand 

fortschrittlicher technologischer Verfahren, E inrichtungen und 

Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen 

ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere 

Ver fahren, E inrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen. 

Geltungsbereich 

§ 3. Dieses Bundesgesetz gilt für die Verteilung der Heiz- und 

Warmwasserkosten in Gebä uden, 

1. die aus mehr als drei Nutzungsobjekten bestehen, 

2. die mit Wärme - sei es Heizung oder Warmwasser - durch eine 

gemeinsame Wärmeversorgungsanlage versorgt werden und 

3. die mit Vorrichtungen zur Ermittlung der Verbrauchsanteile -

sei es für Heizung oder für Warmwasser - ausgestattet oder 

auszustatten sind. 

Verhältnis zu anderen Regelungen 

§ 4. Sonstige bundesgesetzliche oder vertragliche Regelungen 

sind nur anzuwenden, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes 

bestimmt wird. 
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11. Abschnitt 

Verteilung der verbrauchs abhängigen Heiz - und Warmwasserkosten 

und Ermittlung der Verbrauchsanteile 

Voraussetz ungen für die Verbrauchsermittlung 

§ 5 .  (1 ) Kann der Verbrauch oder der Anteil am Gesamtverbrauch 

für Wärme - sei es Heiz ung oder Warmwasser - jedes 

Nutz ungsobjektes durch Verfahren, die dem Stand der Technik 

entsprechen, ermittelt wer den, und ist der Energieverbrauch vom 

Wärmeabnehmer überwiegend beeinflußbar, sind die Energiekosten 

überwiegend nach Maßgabe des Verbrauches (Verbrauchsanteil) z u  

verteilen. 

(2) Sind die Messungen des Wärmeverbrauches - sei es 

Heizung oder Warmwasser - aus technischen Gründen, insbesondere 

infolge der wärmetechnischen Ausgestaltung des Gebäudes oder der 

Gestaltung der gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage und der 

Heiz körper, z ur z umindest näherungsweisen Ermittlung der 

Verbrauchsanteile nicht tauglich, so hat das Gericht 

ausz usprechen, daß die Energiekosten ab dem Beginn der 

nachfolgenden Abrechnungsperiode z ur Gänz e nach der beheiz baren 

Nutzfläche z u  verteilen sind. 

(3) Eine Untauglichkeit im Sinn des Abs. 2 liegt 

jedenfalls dann vor, wenn der Wärmeverbrauch - sei es Heiz ung 

oder Warmwasser - im gesamten Gebäude nicht überwiegend von den 

Wärmeabnehmern beeinflußt werden kann. 

Ausstattung mit Vorrichtungen z ur Erfassung (Messung) 

der Verbrauchsanteile 

§ 6. (1 ) Soweit sonst keine Verpflichtung z ur Ausstattung des 

Gebäudes mit Vorrichtungen zur Erfassung (Messung) der 

Verbrauchsanteile besteht, kann jeder Wärmeabnehmer auch 

nachträglich eine solche Ausstattung verlangen, wenn 

1 .  jeder Wärmeabnehmer den Energieverbrauch im Sinn des § 5 

Abs. 1 beeinflussen kann und 

2. sich die Wirtschaftlichkeit einer solchen Ausstattung aus 

einem Vergleich der dafür entstehenden Kosten mit dem daraus zu 
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erzielenden Nutzen ergibt. Die Wirtschaftlichkeit ist gegeben, 

wenn die aus der Ermittlung der Ver brauchsanteile innerhalb der 

üblichen Nutzungsdauer zu erwartende Einsparung an Wärmekosten 

deutlich höher ist als die Summe aus den nach dem Stand der 

Technik erforderlichen Kosten der Ausstattung einerseits und aus 

den innerhalb der üblichen Nutzungsdauer laufend anfallenden 

Aufwendungen für die Ermittlung der Verbrauchsanteile 

andererseits. 

(2 ) Ein Antrag nach Abs. 1 ist nur zulässig, wenn zugleich 

ein Kosten-Nutzen- Vergleich eines allgemein beeideten 

gerichtlichen Sachverständigen oder Ziviltechnikers für das 

Fachgebiet Wärmetechnik im Sinn des Abs. 1 Z. 2 vorgelegt wird. 

(3) Bei Vorliegen der Vor aussetzungen des Abs. 1 Z. 1 und 

2 hat jeder Wärmeabnehmer die nachträgliche Ausstattung seines 

Nutzungsobjektes mit Vorrichtungen im Sinne des Abs. 1 zu dulden. 

Maßnahmen zur sparsameren Nutzung von Energie 

§ 7. ( 1 ) Gemeinsame Wärmeversorgungsanlagen sind in allen 

Teilen der Liegenschaft in einem solchen Zustand zu erhalten, zu 

warten und zu betreiben, daß ein nach Ar t und Zweck der Anlage 

unnötiger Energieverbrauch vermieden wird. 

(2 ) Im Interesse der Senkung des Ener gieverbrauches 

gelegene und nach einem Kosten- Nutzen- Vergleich wirtschaftliche 

Arbeiten sind wie Erhaltungsarbeiten zu behandeln. 

Prüfpflichten 

§ 8. Bedient sich der Wärmeabgeber zur Abrechnung der Wärme 

eines besonders darauf ausgerichteten Unternehmens, so hat dieses 

anstelle des Wärmeabgebers nicht nur aus Anlaß der 

Auftragsübernahme, sondern auch für jede Abrechnungsperiode zu 

prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verbrauchsermittlung im 

Sinn des § 5 Abs. 1 gegeben sind. 
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Trennung der Heiz- und Warmwasserkosten 

§ 9. Wird von der gemeinsamen Wärmeversorgungsanl age Wärme 

sowohl für Heizung al s auch für Warmwasser bereitgestel l t, so 

sind die Kosten von Heizung und Warmwasser vom Wärmeabgeber zu 

trennen und zwar: 

1. durch Erfassung (Messung) durch dem Stand der Technik 

entsprechende Vorrichtungen oder 

2. durch Ermittl ung durch dem Stand der Technik entsprechende 

Verfahren, sofern die Erfassung nach Z .  1 ganz oder teil weise 

nicht mögl ich ist, oder 

3. in einem Verhäl tnis von mindestens 6 0  vH zu 40 vH und 

höchstens 80 vH zu 20 vH für die Anteil e der Heizung und des 

Warmwassers, sofern auch die Ermittl ung nach Z .  2 nicht mögl ich 

ist. 

Verbrauchsabhängige Anteil e an den gesamten 

Heiz- und Warmwasserkosten 

§ 10. Von den nach § 9 ermittel ten Kostenanteil en für Heizung 

und Warmwasser hat der Wärmeab geber mindestens 5 5  vH und 

höchstens 75 vH der Energiekosten nach den Verbrauchsanteil en und 

den jeweil igen Rest nach der beheizbaren Nutzfl äche aufzuteil en. 

Ermittl ung der Verbrauchsantei1e 

§ 11. (1) Der Wärmeabgeber hat die Verbrauchsanteil e auf der 

Grundl age des Ergebnisses der Erfassung (Messung) durch geeignete 

Vorrichtungen und Verfahren, die dem Stand der Technik 

entsprechen, zu ermittel n. 

(2) Konnten trotz zumutbarer Bemühungen Verbrauchsanteile 

nicht erfaßt werden, so sind sie durch eine Hochrechnung zu 

ermittel n, sofern dies nach einem dem Stand der Technik 

entsprechenden Verfahren mögl ich ist. Die beheizbare Nutzfl äche 

der Nutzungsobjekte, für die auf diese Weise die 

Verbrauchsantei1e ermittel t werden, darf 25 vH nicht übersteigen. 
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Verteilung der nicht verbrauchsabhängigen Anteile an 

den Heiz- und Warmwasserkosten 

§ 12. Die nicht verbrauchsabhängig zu verteilenden 

Energiekosten und die sonstigen Kosten des Betriebes sind nach 

dem Verhältnis der beheizbaren Nutzflä che der mit Wärme - sei es 

Heizung oder Warmwasser - versorgten Nutzungsobjekte zu 

verteilen. 

Z ulässige Vereinbarungen, ergänzende Regelungen 

und gerichtliche Neufestsetzung 

§ 13. (1 ) Durch Vereinbarungen zwischen dem Wärmeabgeber und 

allen Wä rme abnehmern kann festgelegt werden: 

1. die Trennung der Heiz- und Warmwasserkosten nach § 9 Z .  3, 

2. die Verbrauchsanteile innerhalb der Grenzen der nach § 10 

genannten Hundertsä tze und 

3. die Verteilung des nicht verbrauchsabhä ngigen Anteiles an 

den Heiz- und Warmwasserkosten besonders zur Berücksichtigung der 

unterschiedlichen Nutzungsmög1ichkeiten der Wä rmeabnehmer 

abweichend von § 12. 

(2 ) Vereinbarungen über diese Festlegungen bedürfen zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

( 3 ) Mangels einer entsprechenden Vereinbarung haben 

1. die Trennung der Anteile von Heiz- und Warmwasserkosten in 

einem Verhä ltnis von 70 vH zu 30 vH und 

2. die Verteilung des verbrauchsabhängigen und des nicht 

verbrauchsabhängigen Anteils an den Heiz- und Warmwasserkosten in 

einem Verhältnis von 6 5  vH zu 35 vH zu erfolgen. 

( 4 ) Ä ndern sich nach Abschluß einer Vereinbarung im Sinn des 

Abs. 1 - jedoch ohne Veränderung der beheizbaren Nutzflä chen -

die objektiven Nutzungsmöglichkeiten der Wärmeabnehmer wesentlich 

und kann diese Änderung bei der Kostenverteilung durch eine 

Neufestsetzung des Verhältnisses zwischen den nach 

Verbrauchsanteilen und den nach beheizbarer Nutzfläche zu 

tragenden Energiekosten berücksichtigt werden, so hat das Gericht 

auf Antrag dieses Verhältnis entsprechend der eingetretenen 

Änderung, jedoch innerhalb des nach Abs. 3 vorgegebenen Rahmens, 

neu festzusetzen. 
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Wechsel des Wärmeabnehmers oder Wärmeabgebers 

§ 14. (1) Durch den Wechsel eines Wärmeabnehmers oder 

Wärmeabgebers wird der verteilungsschlüssel (§§ 9 bis 13 ) nicht 

berührt. 

(2) Im Fall eines Wechsels des Wärmeabnehmers oder des 

Wärmeabgebers nach Aufnahme des Betriebes der gemeinsamen 

Wärmeversorgungsanlage treten die neuen Wärmeabnehmer und 

Wärmeabgeber in die Rechte und Pflichten der bisher Berechtigten 

ein. 

(3) Bei Wechsel eines Wärmeabnehmers während der 

Abrechnungsperiode (§ 16) gelten die §§ 21 und 22. 

Anmerkung des Verteilungsschlüssels im Grundbuch 

§ 15 . Verteilungsschlüssel (§§ 9 bis 13) sind bei Festsetzung 

durch das Gericht von Amts wegen, sonst auf Antrag, im Grundbuch 

anzumerken. 

111. Abschnitt 

Abrechnung 

Abrechnungsperiode 

§ 16. Die gesamten Heiz- und Warmwasserkosten sowie die 

Verbrauchsanteile sind für einen Z eitraum von zwölf Monaten zu 

ermitteln (Abrechnungsperiode) . Ein Abweichen von diesem Z eitraum 

ist nur aus sachlich gerechtfertigten Gründen zulässig. Beginn 

und Ende der Abrechnungsperiode hat der Wärmeabgeber festzulegen. 

Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten 

§ 17. (1) Über die einer Abrechnungsperiode (§ 16 ) zugeordneten 

gesamten Heiz- und Warmwasserkosten hat der Wä rmeabgeber 

spätestens sechs Monate nach Ablauf der Abrechnungsperiode 

schriftlich Rechnung zu legen, jeden Wärmeabnehmer nach § 18 zu 

informieren und Einsicht in die Belege zu gewähren. 

215/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 9 von 43

www.parlament.gv.at



- 9 -

(2) Die Abrechnung hat alle in der Abrechnungsperiode fällig 

gewordenen Heiz- und Warmwasserkosten zu umfassen. 

(3) Sind die fällig gewordenen Heiz- und Warmwasserkosten 

überwiegend einer anderen Abrechnungsperiode zuzuordnen, so darf 

der Wärmeabgeber eine Rechnungsabgrenzung vornehmen. Die derart 

, abgegrenzten Kosten sind in der Abrechnung ersichtlich zu machen. 

i . 
Information über die Abrechnung 

§ 1 8. (1 ) J edem Wärmeabnehmer ist eine Information zu 

übersenden, die zu enthalten hat: 

1. den Beginn und das Ende der Abrechnungsperiode, 

2. die für das gesamte Gebä ude (wirtschaftliche Einheit ) zu 

verrechnenden Heiz- und Warmwasserkosten summenmäßig, getrennt 

nach Energiekosten und sonstigen Kosten des Betriebes, 

3. die beheizbare Gesamtnutzfläche des Gebäudes 

(wirtschaftliche Einheit) , 

4. die Summe aller ermittelten Verbrauchsanteile - sei es für 

Heizung oder Warmwasser - ,  

5 .  die beheizbare Nutzflä che des jeweiligen Nutzungsobjektes, 

6. die für das jeweilige Nutzungsobjekt ermittelten 

Verbrauchsanteile - sei es für Heizung oder Warmwasser -

7. das Verhältnis zwischen den nach Verbrauchsanteilen und den 

nach beheizbarer Nutzfläche zu tragenden Energiekost en, 

8. den auf das jeweilige Nutzungsobjekt entfallenden 

betragsmäßigen Anteil an den Energiekosten und an den sonstigen 

Kosten des Betriebes, 

9. die für dieses Nutzungsobjekt wä hrend der Abrechnungs­

periode geleisteten Vorauszahlungen, 

1 0. den sich daraus ergebenden Über schuß oder Fehlbetrag, 

11. den O rt und den Z eitraum (Beginn und Ende ) , an bzw. zu dem 

in die Belegsammlung Einsicht genommen werden kann, 

und 

12. einen ausdrücklichen Hinweis auf die F olgen der Abrechnung 

(§§ 21 bis 23). 

(2) Einem Wärmeabnehmer, der sein Benützungsrecht am 

Nutzungsobjekt nicht selbst ausübt und dem Wärmeabgeber einen 
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i nl ändi schen Wohnsi tz oder gewöhnl i chen Aufenthal t oder ei nen 

Zustel l bevol l mächtigten i m  Inl and bekanntg egeben hat, i st di e 

Information über di e Abrechnung an di e ang egebene Anschri ft zu 

übersenden. Unterl äßt der Wärmeabnehmer di ese Bekanntg abe, so 

genügt für ei ne ordentl i che Rechnung sl egung i hm g eg enüber di e 

Zusend ung der Information über di e Abrechnung an di e Anschri ft 

des Nutzung sobjektes. 

Bel eg samml ung 

§ 19. (1) Der Wärmeabgeber hat di e der Abrechnung zugrunde 

l i egenden Bel ege i n  übersi chtli cher und nachprüfbarer Wei se so zu 

sammel n, daß si e den Kosteng ruppen (§ 18 Abs. 1) ei ndeutig 

zug eordnet werden können. 

(2 ) Der Bel eg samml ung i st ei ne Li ste der gesamten 

Vorauszahl ung en und al l er Hei z- und Warmwasserkosten 

voranzustel l en. 

(3) Di e Bel eg samml ung ist b ei m  Hausbesorger oder an ei ner sonst 

geeigneten Stell e  zur Ei nsi cht durch di e Wärmeabnehmer 

aufzulegen. Mi t der Übersendung der Informati on über di e 

Ab rechnung i st jeder Wärmeab nehmer davon zu verständig en, i n  

wel chem Zei traum er dort in di e Bel egsamml ung Ei nsi cht nehmen 

kann. Der Zei traum für di e Bel egei nsi cht muß mi ndestens vi er 

Wochen betragen. Für di e Rechtzei tig kei t der Rechnung sl egung ist 

der Beginn der Aufl ag efri st maßg ebl i ch. Auf Verl ang en ei nes 

Wärmeabnehmers si nd von den Bel eg en und der Gesamtaufstel l ung auf 

sei ne Kosten Abschri ften oder Abl i chtungen für i hn anzufertigen. 

Durchsetzung der Abrechnung 

§ 20 . Wi rd di e Abrechnung ni cht gehörig gel egt (§§ 16 b i s  19) , 

so i st der Wärmeabg eb er auf Antrag ei nes Wärmeabnehmers vom 

Geri cht dazu unter Androhung ei ner Gel dstrafe bi s zu 80 0 0 0  S zu 

verhal ten. Di e Geldstrafe i st zu verhängen, wenn dem Auftrag 

ung erechtfertig terwei se ni cht entsprochen wi rd; si e kann auch 

wi ederhol t verhängt werden. 
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Folgen der Abrechnung 

§ 21. (1) Ergi bt si ch aus der Abrechnung ei n Überschuß 

zugunsten des Wärmeabnehmers, so hat der Wärmeabgeber den 

Überschußbetrag bi nnen zwei er Monate zurückzuerstatten. Di ese 

Fri st begi nnt spätestens mi t dem Zei tpunkt, zu dem di e Abrechnung 

hätte g elegt werden müssen. 

(2) Ergi bt si ch aus der Abrechnung ei n Überschuß von mehr als 

10 vH zug unsten des Wärmeabnehmers und wi rd di e Informati on über 

di e Abrechnung ni cht fri stgerecht gelegt, so i st der 

Überschußbetrag ab dem Ablauf der Abrechnung speriode mi t einem 

Zi nssatz von 6 vH über dem jewei ls geltenden Zi nsfuß für 

Eskonti erungen der Oesterrei chi schen Nati onalbank zu verzi nsen. 

(3 ) Ergi bt si ch aus der Abrechnung ei n Fehlbetrag zu Lasten des 

Wä rmeabnehmers, so hat i hn der Wärmeabnehmer bi nnen zwei er Monate 

nachzuzahlen. 

(4) Di e Nachforderung an Hei z- und Warmwasserkosten i st bi nnen 

ei ner Ausschlußfri st von ei nem Jahr nach Ablauf der Abrechnung s­

peri ode geltend zu machen. 

Folg en bei Wechsel ei nes Wärmeabnehmers 

§ 22. (1) Fehlbeträg e, di e si ch aus der Abrechnung erg eben, 

si nd von demjenigen nachzuzahlen, i n  dessen Nutzung szei traum der 

jewei lige Fehlbetrag ang efallen i st. Mi t i hm haftet i m  Fall ei nes 

Wä rmeabnehmerwechsels während der Abrechnung speriode derjenige, 

der zum Zei tpunkt der Rechnung slegung Wärmeabnehmer i st, für di e 

Nachzahlung des Fehlbetrages zur ungetei lten Hand. Überschüsse 

kann nur derjenige zurückfordern, i n  dessen Nutzung szei traum der 

jewei lige Überschuß angefallen i st. Ei n Wärmeabnehmerwechsel i st 

mangels Zwi schenermi ttlung nur nach monatli chen Antei len und nur 

i nsowei t zu berücksi chtigen, als der Wärmeabnehmerwechsel während 

der der Rechnung sleg ung unmi ttelbar vorang egangenen Abrechnung s­

peri ode ei ng etreten ist. 

(2) Endet das Nutzung sverhältni s während der Abrechnung s­

peri ode, so hat der schei dende Wärmeabnehmer dem Wärmeabgeber 

sei nen neuen Wohnsi tz oder gewöhnli chen Aufenthalt 

bekanntzugeben; i n  di esem Fall i st dem Wärmeabnehmer die 
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Information über die nächste Abrechnung an di e angegebene 

Anschrift zu übersenden. Unterl äßt der schei dende Wärmeabnehmer 

di ese Bekanntgabe, so genügt für ei ne ordentl i che Rechnung sl egung 

i hm g egenüber di e Zusendung der Information der Abrechnung an die 

Anschri ft des Nutzung sobjekts. 

Genehmigung der Abrechnung 

§ 23. Sowei t ein Wärmeabnehmer gegen di e ordnung sgemäß und 

vol l ständig g el egte Abrechnung nicht spätestens sechs Monate nach 

Rechnung sl egung schriftl ich begründete Ei nwendungen erhebt, g i l t  

di e Abrechnung i m  Verhäl tni s zwi schen Wärmeabnehmer und 

Wärmeabgeber al s genehmigt. 

IV. Abschnitt 

Besondere Verfahrensvo rschri ften 

Entschei dungen im Verfahren außer Strei tsachen 

§ 24. ( 1) Über Anträge i n  den i m  folgenden genannten 

Ang el egenheiten entschei det das für Zi vi l rechtssachen zuständige 

Bezirksgericht, in dessen S prengel das Gebäude l i eg t: 

1. Vorl iegen der überwi egenden Beei nfl ußbarkei t des 

Verbrauches für Wärme - sei es Hei zung o der Warmwasser - al s 

Voraussetzung der verbrauchsabhängigen Auf tei lung ( §  5 Abs. 1) ; 

2. Besti mmung der verbrauchsunabhäng igen Auf teil ung der 

Energieko sten i nfolge Untaugli chkei t der Messung ( §  5 Abs. 2) ; 

3. Durchsetzung des Anspruchs auf Ausstattung mi t Vorri chtungen 

zur Feststel l ung der Verbrauchsantei l e  ( §  6 Abs. 1 und 2) und der 

dazu erforderl ichen Dul dung spfl ichten; 

4. Erhal tung, Wartung und Betri eb der gemei nsamen 

Wärmeversorgung sanl age ( §  7 Abs. 1) ; 

5 .  Trennung der Hei z- und Warmwasserkosten ( §  9) ; 

6 .  Neufestsetzung des Verhäl tni sses zwi schen den nach 

Verbrauchsantei l en und den nach beheizbarer Nutzfl äche zu 

tragenden Energi eko sten ( §  13 Abs. 4) ; 

7. Legung der Abrechnung ( §§ 17 und 20) ; 

215/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 13 von 43

www.parlament.gv.at



- 13 -

8. Neufestsetzung der vor dem 1. Oktober 1992 ang ewendeten 

Auftei l ung sschl üssel ( §  25 Abs. 4) . 

( 2) In den i n  Abs. 1 g enannten Angel egenhei ten entschei det das 

Geri cht i m  Verfahren außer Strei tsachen. § 37 Abs. 3 und 4 und 

§§ 39, 40 und 41 MRG si nd si nng emäß anzuwenden. 

( 3) Sowei t i n  di esem Bundesgesetz ni chts anderes besti mmt wi rd, 

können i n  den i m  Abs. 1 genannten Angel egenhei ten Anträg e sowohl 

von jedem Wärmeabnehmer al s auch vom Wärmeabgeber g estel l t  

werden. In den Verfahren nach Abs. 1 si nd auch der Verwal ter des 

Gebäudes und auf di e Abrechnung besonders ausgeri chtete 

Unternehmen ( §  8 )  von Amts weg en bei zuzi ehen. 

V. Abschni tt 

Schl uß- und Überg ang sbesti mmungen 

§ 25 . ( 1) Di eses Bundesgesetz tri tt mi t 1. Oktober 1992 i n  

Kraft. 

( 2) Der für di e l etzte Abrechnung der Hei z- und 

Warmwasserkosten vor dem 1. Oktober 1992 ang ewendete 

Verteil ung sschl üssel bl ei bt, von den i n  Abs. 3 bi s 6 angeführten 

Abwei chungen abgesehen, auch nach dem 30. September 1992 für di e 

Verteil ung der Energi ekosten wei ter maßgebend, sowei t er si ch auf 

das Verhäl tni s zwi schen den nach Verbrauchsantei l en ei nersei ts 

und den nach Nutzfl äche, Nutzwert oder ähnl i chen Gesi chtspunkten 

anderersei ts zu tragenden Energi ekosten bezi eht; g eri chtli che 

Entschei dung en über di eses Verhäl tni s werden aber hi evon ni cht 

berührt. 

( 3) Abwei chend von der Regel ung des Abs. 2 i st jedoch ab der 

ersten Abrechnung nach dem 30. September 1992 jener Tei l der 

Energi ekosten, der ni cht nach Verbrauchsantei l en zu trag en i st, 

nach den behei zbaren Nutzfl ächen aufzuteil en. Ebenso si nd di e 

sonstig en Kosten des Betri ebes nach den behei zbaren Nutzfl ächen 

aufzuteil en. 

( 4) Entspri cht der bei der l etzten Abrechnung vor dem 1. 

Oktober 1992 ang ewendete Auftei l ung sschl üssel den i n  den §§ 9 bi s 

13 genannten Hundertsätzen ni cht, so hat das Geri cht mangel s  
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ei nsti mmiger Anpassung der Auftei l ung sschl üssel auf Antrag 

auszusprechen, daß nach § 13 Abs. 3 aufzutei l en i st. 

( 5 ) § 5 Abs. 2 und 3 sowi e § 13 Abs. 4 gel ten auch dann, wenn 

der Schl üssel für di e Vertei l ung der Hei z- und Warmwasserkosten 

nur vor dem 1. Oktober 1992 verei nbart, festgesetzt oder auf 

Grund anderer Umstände angewendet wurde. 

(6 ) Erfolgte di e l etzte Abrechnung der Hei z- und 

Warmwasserkosten vor dem 1. Oktober 1992 für di e Auf teil ung der 

Energi ekosten ni cht unter Anwendung des § 14 Abs. 1 zwei ter Satz 

des Wohnung sg emei nnützigkei tsg esetzes oder des § 19 Abs. Z 1 

zwei ter Hal bsatz des Wohnung seig entumsgesetzes 1975 oder des § 24 

Abs. 1 des Mi etrechtsg esetzes, so gel ten - mi t Wi rkung ab 

1. Jänner 1994 - di e Besti mmung en di eses Bundesgesetzes nur dann, 

wenn al l e  Wärmeabnehmer mi t dem Wärmeabgeber di es schri ftl i ch 

verei nbaren. 

(7 ) Mi t der Vol l zi ehung di eses Bundesgesetzes i st der 

Bundesmi ni ster für wi rtschaftl i che Angel egenhei ten i m  

Ei nvernehmen mi t dem Bundesmi ni ster für Justi z betraut. 
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V O R B L A T T 

1 .  Problem 

Mit dem Erkenntnis vom 9.10.1991, G 43/91- 9, hat der Verfas­

sungsgerichtshof die im § 14 Abs. 1 zweiter Satz des Wohnungsge­

meinnützigkeitsgesetzes enthaltene Regelung über die Verteilung 

der Heizkosten bei einer zentralen Wärmeversorgungsanlage als 

verfassungswidrig aufgehoben ( BGBl.Nr. 606/1991) . Die gleicharti­

ge Norm im Wohnungseigentumsrecht ( §  19 Abs. 1 Z 1 zweiter Halb­

satz WEG 1975 ) wurde ebenfalls wegen Verfassungswidrigkeit ange­

fochten ( Beschluß des O GH vom 26.11.1991, 5 Ob 107/91) . Damit 

wird - mit Wirksamkeit vom 1. Oktober 1992 - einer verbrauchsab­

hängigen Auf teilung der Wärmekosten bei Versorgung der Abnehmer 

durch eine Zentralheizung weitgehend die gesetzliche Grundlage 

entz ogen. 

2. Z i el 

Anstelle der bisherigen Vorschriften über die verbrauchs ab­

hängige Heizkostenaufteilung im Mietrechtsgesetz, im Wohnungs­

eigentumsgesetz 1975 und im Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 

sollen in einem für sämtliche Rechtsformen des Wohnens geltenden 

Wärmekostenaufteilungsgesetz einheitliche Regelungen für diesen 

Bereich geschaffen werden, die dem verfassungsgesetzlich 

normierten Gleichheitsgrundsatz und dem Sachlichkeitsgebot ent­

sprechen. Überdies soll durch das in Aussicht genommene Gesetz 

ein ins Gewicht fallender Beitrag zur Einsparung von Energie 

geleistet werden. 

3. Inhalt 

Im vorliegenden Ent wurf wird das Problemfeld der Tragung der 

Wärmekosten bei gemeinsamen Wärmeversorgungsanlagen einer 

umfassenden und detaillierten Regelung unterzogen. Er enthält 

Vorschriften darüber, unter welchen Voraussetzungen, in welchem 

Ausmaß und für welche Kostengruppe die ermittelten 

Verbrauchsanteile bei der Auf teilung der Wärmekosten zu 

berücksichtigen sind und wie die Zuweisung der sonstigen 

Kostengruppen v orz unehmen ist. Weitere 
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Kernpunkte liegen in der Regelung der Ermi ttlung der individuel­

len Verbrauchsanteile sowie der gegenüber den einz elnen Wärme­

abnehmern zu legenden Abrechnung der Wärmekosten . Darüber hinaus 

werden Maßnahmen zur sparsameren Nutz ung von Energie in An sehung 

des Betriebes gemeinsamer Wärmeversorgungsanlagen und 

Möglichkeiten z ur E rwirkung der In stallierung von 

Meßvorrichtungen vorgesehen. Schließlich bietet der E ntwur f noch 

Definitionen der für die Regelung der Wärmekostenaufteilung be­

deutsamen Begriffe und verfahren srechtliche Anordnun gen. 

4. Kosten 

Die Verwirklichung des Gesetz esvorhabens ist für den Bund mit 

keinem Mehraufwand verbunden. 

5 .  EG-Konformität 

In den E uropäischen Gemeinschaften bestehen noch keine ver­

pflichtenden Regelun gen, die den Gegenstand des vorliegenden 

Gesetzesv orhabens betreffen . 
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E R L Ä U T E R U N G E N 

I .  ALLGEMEINE R TEIL 

1 .  Einleitung 

Beim Einsatz von Energie zur Erzeugung v on Wärme soll so 

sparsam wie möglich vorgegangen werden, um einerseits die ja 

nicht unerschöpflichen Ressourcen an Energieträgern ( Erdöl, Erd­

gas, Holz, Kohle, Wasserkraft ua) nicht zu vergeuden und anderer­

seits die bei der Energieumwandlung entstehenden Umweltbelastun­

gen ( Schadstoffemissionen bei der Verbrennung fossiler Energieträ 

ger, Rauch- und Kohlendioxidausstoß bei allen Verbrennungsvor­

gängen, Eingriffe in den Naturhaushalt durch den Bau und den 

Betrieb v on Wasserkraftwerken ua) zu minimieren. 

Im Sinn dieser AufgabensteI lung haben der Bund und die Länder 

die am 15 . August 1980 in Kraft getretene Vereinbarung gemäß 

Art. ISa B-VG über die Einsparung von Energie geschlossen 

( BGBl. Nr. 35 1/1980) , die neben Bestimmungen über energiesparende 

Maßnahmen zum Beispiel beim Wärmeschut z von Gebäuden, bei der 

Beheizung v on Gebäuden oder im Gewerbebereich auch Regelungen 

über die individuelle Heizkostenabrechnung enthält. Der in diesem 

zusammenhang maßgebende Art. 16 dieser Vereinbarung ( " Aufteilung 

von Heizkosten") lautet wie folgt: 

" Sofern in Gebäuden mit zentralen Wärmeversorgungsanlagen 

Geräte zur Feststellung der individuellen Verbrauchsanteile in­

stalliert sind, werden die gesamten Heizkosten der zentralen 

Wärmeversorgungsanlage zum überwiegenden Teil unter Berücksichti­

gung des festgestellten individuellen Verbrauchsanteiles 

aufzuteilen sein. 11 
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Entsprechend dieser Verpflichtung wurde vom Bundesgesetzgeber 

die F rage der Auf teilung der Wärmekosten bei zentralen Heizungs­

anlagen in den drei großen Wohnrechtsmaterien, nämlich dem Miet­

rechtsgesetz, dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz und dem Woh­

nungseigentumsgesetz 1975 , geregelt. Nach diesen Vorschriften 

sind unter der Voraussetzung, daß der Verbrauch oder der Anteil 

am Gesamtverbrauch jedes einzelnen Benützers einer zentralen 

Wärmeversorgungsanlage durch besondere Vorrichtungen ( Geräte) 

feststellbar ist, von den Hauptmietern oder sonstigen Nutzungs be­

rechtigten oder Miteigentümern, die die Anlage benützen, 60 vB 

der durch den Betrieb der Anlage auflaufenden Kosten des Verbrau­

ches nach Maßgabe des durch die besonderen Vorrichtungen ( Geräte) 

festgestellten Verbrauches oder Anteils am Gesamtverbrauch, der 

Restbetrag der Verbrauchskosten und die sonstigen Kosten des 

Betri ebes aber nach dem Verhältnis der Nutzflächen/ihrer Mitei­

gentumsanteile zu tragen (§ 2 4  Abs. 1 zweiter Halbsatz MRG; § 14 

Abs. 1 zweiter Satz WGG; § 19 Abs. 1 Z 1 zweiter Halbsatz 

WEG 1975 ). 

Mit dem Erkenntnis vom 9. 10.1991, G 43/91- 9, hat der Verfas ­

sungsgericht shof die im Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz enthalte­

ne Norm über diese verbrauchsabhängige Heizkostenaufteilung (§ 14 

Abs. 1 zweiter Satz WGG) als verfassungswidrig aufgehoben und 

ausgesprochen, daß die Aufhebung mit Ablauf des 30.9.1992 in 

Kraft tritt (BGBl. Nr. 6 06 / 1991) . Dieser Entscheidung des Ver­

fassungsgerichtshofs liegen die nachstehenden Erwägungen 

zugrunde: 

"Der 2 .  Satz des § 14 Abs. 1 WGG verstößt gegen den auch den 

Gesetzgeber bindenden Gl eichheitssatz: 

Der durch besondere Vorrichtungen ( Geräte) festgestellte 

Verbrauch oder Anteil am Gesamtverbrauch' in der v on der ange­

griffenen Bestimmung angeordneten Rechtsfolge ist genau jener 

'Verbrauch oder Anteil am Gesamtverbrauch', dessen F eststeI lbar­

keit durch solche Geräte den diese Rechtsfolge auslösenden Tatbe-
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stand bildet. Das Gesetz stellt damit also nicht eine technische 

Anforderung an die Meßbarkeit des tatsächlichen Verbrauches, 

sondern eine Anforderung an die Ausstattung der O bjekte ( mit den 

zur Feststellung des Verbrauches an sich geeigneten Meßgeräten) 

und erklärt das Meßergebnis für die Auf teilung von 60 % der Ver­

brauchskosten mit der Absicht als maßgeblich, nicht meßbare Ver­

brauchsanteile durch den 'Sockelbetrag' pauschal zu erfassen. 

Der Verfassungsgerichtshof geht daher mit dem O GH ( WoBI 1988, 

25 /9) davon aus, daß der Anteil am Gesamtverbrauch einer 

zentralen Wärmeversorgungsanlage ( schon) dann 'durch besondere 

Vorrichtungen ( Geräte) feststellbar' ist, wenn diese tatsächlich 

v orhanden sind und technisch einwandfrei funktionieren ( wobei die 

Bedeutung einer fehlerhaften Ablesung oder Auswertung hier dahin­

gestellt bleiben kann) . 

Da aber die Aussagekraft der zur Feststellung des Verbrauches 

( Verbrauchsanteiles) geeigneten Geräte aus vielfältigen Gründen 

sehr unterschiedlich ist und die durch eine solche Regelung 

häufig benachteiligte Minderheit es auch nicht in der Hand hat, 

die für eine genauere Verbrauchsfeststellung erforderlichen 
* 

Maßnahmen zu setzen, erweist sich das Anknüpfen an das Vorhanden-

sein besonderer Vorrichtungen wegen der Starrheit des Schlüssels 

und der Größe des nach den Meßergebnissen aufzuteilenden 

Kostenanteiles als unsachliche Einschränkung des den Beteiligten 

für allfällige Vereinbarungen ( unter Kontrolle des Gerichtes) 

zustehenden Beurteilungsspielraumes. Wenn der Gesetzgeber meint, 

sich nicht mit der Anordnung begnügen zu können, daß ein 

bestimmter Anteil jener Verbrauchskosten nach dem Verbrauchs­

anteil verteilt wird, auf die der einzelne Abnehmer selbst meßbar 

Einfluß hat, muß er die Voraussetzungen der Auf teilung sämtlicher 

Verbrauchskosten sachgerechter bestimmen." 

Mit der Entscheidung vom 26. 11. 1991, 5 O b  107/91, stellte in 

der Folge der Oberste Gerichtshof an den Verfassungsgerichtshof 

den Antrag, ( auch) die im Wohnungseigentumsrecht enthaltene Be­

stimmung über die verbrauchsabhängige Heizkostenaufteilung, 
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nämlich den § 19 Abs. 1 Z 1 z weiter Halbsatz WEG 1975 , als ver­

fassungswidrig aufz uheben. Es kann davon ausgegan gen werden, daß 

der Verfassungsgerichtshof entsprech end diesem Antrag erkennt" 

weil die angefochtene Bestimmung des WEG 1975 der aufgehobenen 

Vorschrift des WGG inhaltlich weitgehend entspricht. 

Da somit die bisherigen gesetz lichen Grundlagen der ver­

brauchsabhängigen Auf teilung der Energiekosten z umindest in 

bedeutsamen Teil bereichen des Wohnrechts ab dem 1. Oktober 1992 

nicht mehr bestehen werden, ist die Schaffung eines neuen, ver­

fassungskonformen Regelungswerkes für diesen sowohl ökon omisch 

als auch ökologisch überaus wichtigen Sachbereich not wendig. 

Dabei wird entsprechend den Verpflichtungen des Bundes aus der 

angeführten Energiesparvereinbarung mit den Ländern sowie z ur 

wirtschafts- und umweltpolitisch gebotenen Verringerun g der Ver­

wendung v on Energi e z u r  Wärmeerz eugung eine Auf teilung der Heiz­

kosten gemeinsamer Wärmeversorgungsanlagen vorz usehen sein, bei 

der die mit Hilfe von Meßgeräten festgestellten indivi duellen 

Verbrauchsant eile z um überwiegenden Teil in An satz gebracht 

werden. 

2 .  Kompetenzgrundlagen 

Die Regelung darüber, in welcher Weise die durch den Betrieb 

einer gemeinsamen Wärmeversorgungsanl age entstehenden Kosten für 

die Beheiz ung oder Warmwasserversorgung eines Gebäudes auf die 

Personen, die die einz elnen Nutzungsobjekte des Gebäudes etwa als 

Mieter, genossenschaftliche Nutz ungsberechtigte, Wohnun gseigen­

tümer oder sonstige Miteigentümer benütz en, aufz uteilen und von 

diesen zu tragen sind, fällt unter den Kompetenz tatbestand des 

" Zivilrechtswesens" nach Art. 10 Ab s. 1 Z 6 B- VG. Die Gesetz ­

gebung und die Vollz iehung für die im vor liegenden Entwurf vorge­

schlagenen Vorschriften sind somit Bundessache. 

3. Regelungstechnik und Regelungsumfang 

a) F ür die Schaffung neuer Bestimmungen ,über die Heizkosten­

auf teilung kommen grundsätzlich mehrere legislative Varianten in 
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Betracht. Die Regelungen könnten entweder in eine der drei Wohn­

rechtsmaterien ( MRG, WGG, WEG 1975 ) mit entsprechenden Verwei­

sungsbestimmungen in den beiden anderen Gesetzen oder aber in ein 

umfassendes WOhnrechtsgesetz eingebaut werden; die dritte Möglich­

keit besteht in der Schöpfung eines eigenen Wärmekostenaufteilungs­

gesetzes. Der v orliegende Entwurf beschreitet den letztgenannten 

Weg. Dies ist einerseits in den zeitlichen Abläufen und anderer­

seits im angestrebten Anwendungsbereich der neuen Heizkostenver­

teilungsvorschriften begründet. Wegen der vom Verfassungs­

gerichtshof mit dem Datum der Aufhebung des § 14 Abs. 1 zweiter 

Satz WGG gesetzten zeitlichen Vorgabe - die ja im Hinblick auf 

den üblichen Beginn der Heizperiode auch sachgerecht war - soll 

die Neuregelung mit 1. Oktober 1992 in Kraft treten. Eine Auf­

nahme dieser Vorschriften in eine der drei Rechtsformen des 

Wohnens ( MRG, WGG, WEG 1975 ) mit Verweisungsnorme n in den beiden 

anderen Materien ist nicht zweckmäßig, weil die neue n Heizkosten­

regeln - worauf im folgenden sogleich einzugehen sein wird - über 

den Geltungsbereich der drei genannten Gesetze hinaus auch auf 

andere Bereiche Anwendung finden sollen. Daher wurde als 

legistisch einwandfreie, den zeitlich en Notwendigkeiten, dem 

vorgesehenen Geltungsumfang und den Regelungszwecken am be sten 

entsprechende Vorgangsweise die Schaffung eines eigenständigen 

Wärmekostenaufteilungsgesetzes ( Heizkostenabrechnungsgesetz) 

gewählt. 

b} Wie schon in den vorstehenden Ausführungen angedeutet, 

soll sich die Anwendbarkeit des vorgeschlagenen Gesetzes nicht 

auf die Geltungsbereiche des MRG, des WGG und des WEG 1975 

beschränken. Es sollen vielmehr davon all jene Fälle umfaßt sein, 

in denen mehr als drei Nutzungsobjekte eines Gebäudes gemein­

schaftlich mit Wärme versorgt werden. Nach § 3 des vorliegenden 

Entwurfs ( "Geltungsbereich") werden sich die Regelungsinhalte des 

Heizkostenabrechnungsgesetzes etwa auch auf das sogenannte 

" schlichte" Miteigentum, auf die nicht den Vorschriften des Miet­

rechtsgesetzes unterliegenden Mietverhältnisse sowie auf Hausbe­

sorger- und Dienstwohnungen erstrecken. 
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c) Im vorgeschlagenen Gesetz werden nicht nur Anordnungen 

über die Auf teilung der beim Betrieb der z entralen Wärmever­

sorgungsanlage anfallenden Wärmekosten getroffen, sondern es wird 

darüber hinaus auch die Ermittlung der Verbrauchsanteile und v or 

allem die Abrechnung der Wärmekosten detailliert geregelt. Auch 

damit ist aber der Regelungsumfang des Gesetz esvorhabens nicht 

erschöpft . Der Entwurf sieht nämlich z usätz lich noch z ivilrecht­

liche Maßnahmen z ur sparsameren Nutz ung von Energie z ur gemein­

schaftlichen Wärmeversorgung vor. Z um einen wird im § 6 unter 

bestimmten Voraussetz ungen jedem Wärmeabnehmer die Möglichkeit 

eingeräumt, die Ausstattung des Gebäudes mit Meßvorrichtungen und 

damit eine verbrauchsabhängige Wärmekostenaufteilung durchz u­

setz en, von der dann wiederum eine Motivation z um sparsameren 

Umgang mit Wärmeenergie erwartet werden kann . Z um anderen finden 

sich im § 7 z ivilrechtliche Mechanismen, von denen ein Effekt in 

Richtung einer ökonomischeren Energienutz ung ausgeht. Im § 7 

Abs. 1 wird die Verpflichtung normiert, bei der Erhaltung, der 

Wartung un d dem Betrieb einer gemein samen Wärmeversorgungsanla ge 

unnötigen E nergieverbrauch z u  vermeiden . § 7 Abs. 2 ordnet Ver­

änderungen von Anlagen, die der Senkung des Energieverbrauchs 

dienen, dem Instandsetz ungsaufwand z u .  

4. Hauptgesicht spunkte des Entwurfs 

a) En tsprechend den schon dargelegten Vorgaben durch den 

E nergiesparstaatsvertrag ( BGBl.Nr. 35 1/1980) sieht auch der vor­

liegende Entwurf eine verbrauchsabhängige Auf teilung der Energie­

kosten vor (§ 5 ) . Dabei wird allerdings den Bedenken des Verfas ­

sungsgerichtshofs gegen die bisherigen Regelungen, im konkreten 

gegen die Anknüpfung allein an das Vorhandensein von 

Meßvorrichtungen und gegen die Starrheit des Verteilungs­

schlüssels sowie der Größe des nach den Meßergebnissen aufz u­

teilenden Kostenanteils, in mehrfacher Weise Rechnung getragen .  

Z um einen werden die Voraussetz ungen für eine verbrauchsabhängige 

Kostenaufteilung exakter und enger umschrieben. Diese darf nur 

stattfinden, wenn die Verbrauchsanteile durch besondere Vor-
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richtungen ( Meßgeräte) ermittelt werden können und die 

Wärmeabgabe im gesamten Gebäude überwiegend von den Wärmeab­

nehmern beeinflußt werden kann (§ 5 Abs. 1) . In einem Fall wie 

jenem, der zur Aufhebung des § 14 Abs. 1 zweiter Satz WGG geführt 

hatte, dürfte nach den vorgeschlagenen Vorschriften ein e  v er­

brauchs abhän gige Abrechnung der Heizkosten nicht durchgeführt 

werden, weil in jener Wohnhausanlage 90 % der Wärme über die 

Rohre und nur 10 % über die Heizkörper abgegeben wurden und somit 

die gesamte Wärmeabgabe sich zu mehr als der Hälfte der Disposi­

tion durch die Wärmeabnehmer ( nämlich durch Auf- und Zudrehen der 

an den Heizkörpern angebrachten Ventilen) entzogen hatte. Im 

übrigen wird im § 5 Abs. 2 ergänzend normiert, daß die ver­

brauchsabhängige Auf teilung auch dann nicht Platz zu greifen hat, 

wenn die Messungen der Wärmeabgabe aus technischen Gründen zur 

zumindest näherungsweisen Ermittlung der Verbrauchsanteile 

und zwar nicht notwendigerweise bezogen auf die Wärmeabgabe im 

gesamten Gebäude - nicht tauglich sind. 

Zum anderen wird im Entwurf für jenen T eil der Energiekosten, 

der bei der verbrauchsabhängigen Auf teilung nach den auf die 

einzeln en Nutzungsobjekte entfallen den Anteilen an der gesamten 

Wärmeabgabe zu tragen ist, kein fixer Prozentsatz ( wie bisher 

6 0  % )  vorgegeben, sondern es wird dafür ein gesetzlicher Rahmen 

von 5 5  % bis 75 % gesteckt (§ 10), innerhalb dessen die Wärmeab­

nehmer die Prozen tzahl der verbrauchsabhängig zu berechnenden 

Energiekosten selbst - allerdings nur mit Einstimmigkeit -

festlegen können (§ 13 Abs. 1) . Nur für den F all, daß ein 

einstimmiger Beschluß der Wärmeabnehmer über dieses Verhältnis 

nicht zustan dekommt, ist eine subsidiäre gesetzliche Quotierung 

der nach Verbrauchsanteilen und nach beheizbarer Nutzfläche zu 

tragenden Energiekosten von 65 : 35 vorgesehen (§ 13 Abs. 3 Z 2 ) .  

Aber auch hinsichtlich der verbrauchsunabhängig zu berechnenden 

Kosten wird den Wärmeabnehmern ein weitreichender Gestaltungs­

spielraum eingeräumt. Der Entwurf ordnet zwar ihre Auf teilung zur 

Gänze nach der beheizbaren Nutzfläche an (§ 12 ) ,  stellt es den 

Wärmeabnehmern aber frei, einstimmig einen hievon abweichenden 

Aufteilungsschlüssel zu vereinbaren (§ 13 Abs. 1 Z 3) . 
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b) J ede Regelung der Heiz kostenaufteilung steht notwendiger­

weise im Spannungs feld z wischen Verteilungsgerechtigkeit und 

Kostenaufwand. Das bedeutet, daß eine punktgenaue Erfassung des 

Heizverhaltens jedes einz elnen Wärmeabnehmers und damit der von 

jedem Wärmeabnehmer willentlich ( also außerhalb des sogenannten 

" Zwangskonsums" etwa über das Rohrleitungssystem) in Anspruch 

genommenen Wärme abgabe z umindest mit noch vertretbarem Kostenauf­

wand nicht möglich ist. Bei der Ermittlung der Verbrauchsanteile 

kann es sich sohin immer nur um einen approximativen Vorgang 

handeln, bei dem - will man nicht unvernünftig und unverhältnis­

mäßig kostspielige und damit letz tlich unpraktikable Methoden der 

Meßtechnik z um Einsatz bringen - eine gewisse Schwankungsbreite 

und F ehlerquote in Kauf genommen werden muß. Solange diese 

Unschärfe der Verbrauchsermittlung nicht z u  groben Verz errungen 

des Aufteilungsergebnisses gegenüber den tatsächlichen Abläufen 

führt, sondern die von den einz elnen Wärmeabnehmern in Anspruch 

genommene Wärmeabgabe z umindest der Größenordnung nach noch z u­

treffend er faßt wird, kann die Verbrauchsermittlung ihren Zweck 

( nämlich die Herstellung einer Grundlage für die unterschiedliche 

Heranz iehung der Wärmeabnehmer z ur Tragung der Energiekosten 

entsprechend ihrem Heizverhalten und damit verbunden auch die 

Motivation des einz elnen Wärmeabnehmers z ur möglichst sparsamen 

Inanspruchnahme von Wärme) hinreichend erfüllen und somit eine 

verbrauchsabhängige Kostenaufteilung berechtigterweise auf sie 

gestütz t werden. 

Zusammenfassend läßt sich daher sagen, daß mit vertretbaren 

Mitteln eine "absolute Verteilungsgerechtigkeit" nicht z u  

erz ielen ist, daß aber für eine verbrauchsabhängige Kostenauf­

teilung eine z umindest der Dimension nach z utreffende Verbrauchs­

erfassung - gewissermaßen eine " relative Verteilungsge­

rechtigkeit" - Voraussetz ung ist. Auf diesem Verständnis fußt der 

vorliegende Entwurf. So sieht etwa § 5 Abs. 2 die Möglichkeit z ur 

Erwirkung einer z ur Gänz e nach der beheiz baren Nutz fläche 

vorzunehmenden Kostenaufteilung dann vor, wenn die Messungen der 

Wärmeabgabe aus technischen Gründen nicht einmal zur zumindest 

näherungsweisen Ermittlung der Verbrauchsanteile tauglich sind. 
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Nach § 11 Abs. 2 können die Verbrauchsanteile einzelner 

Nutzungsobjekte oder Räumlichkeiten anstelle durch Messung auch 

durch eine Hochrechnung ermittelt werden, sofern eine Erfassung 

durch Messung trotz zumutbarer Bemühungen nicht bewirkt werden 

konnte und die beheizbare Nutzfläche der auf diese Weise 

ermittelten Verbrauchsanteile 25 % der gesamten beheizbaren 

Nutzfläche nicht übersteigt. Aus diesem Verständnis einer 

ausgewogenen Balance zwischen Verteilungsgerechtigkeit und dafür 

zu tätigendem Kostenaufwand erklären sich auch die Bestimmungen 

des § 11 Abs. 1 über die Vorgangsweise bei der Verbrauchs­

ermittlung und des § 22 Abs. 1 vierter Satz über die 

Berücksichtigung eines Wärmeabnehmerwechsels nur nach monatlichen 

Anteilen, wenn keine Zwischenermittlung vorgenommen wurde. 

c )  Die S chwerpunkte des Entwurfs sind im einzelnen: 

aa) Begriffsbestimmungen für jene Termini, deren möglichst 

klare Umschreibung für eine eindeutige Regelung des P roblem­

bereichs unerläßlich ist, 

bb) Schaffung detaillierter Bestimmungen über die Voraus­

setzungen sowie über die Art und Weise einer verbrauchsabhängigen 

Auf teilung der gemeinschaftlichen Wärmekosten, 

cc) Schaffung von Bestimmungen über die Ermittlung der Ver­

brauchsanteile, 

dd) Schaffung detaillierter Bestimmungen über die Abrechnung 

der Wärmekosten, 

ee) Eröffnung einer Möglichkeit zur Durchsetzung der Instal­

lierung v on Meßvorrichtungen, 

ff) Anordnung ergänzender zivilrechtlicher Maßnahmen zur 

sparsameren Nutzung von Energie, 

gg) verfahrensrechtliche Anordnungen, 

hh) Schaffung eines mit den Grundgedanken der Neuregelung 

konvergenten und zugleich Umstellungsprobleme möglichst hintan­

haltenden Übergangsrechts. 

5 .  Kosten 

Das Gesetzesvorhaben wird für den Bund zu keinem Mehraufwand 

führen. 
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11 . BESONDERER TEIL 

Zum I .  Abschnitt 

Zu § 1: 

Aufbauend auf der Entschließung des Nationalrates vom 4. Juni 

1992, E 49- NRjXVIII.GP., bringt § 1 die grundlegende Absicht des 

Gesetzgebers, durch eine an bestimmte Voraussetzungen geknüpfte 

verbrauchs abhängige Energiekostenverteilung zur Einsparung von 

Primärenergie beizutragen, zum Ausdruck. 

Zu § 2: 

I m  § 2 werden die für eine klare Regelung der Wärmekostenauf­

teilung bedeutsamen Begriffe umschrieben. 

Zur Begriffsbestimmung des "Wärmeabgebers" ( §  2 Z 2) ist 

festzuhalten , daß dem Verwalter nach § 14 Abs. 1 Z 5 ,  § 17 

WEG 1975 n icht die Stellung des Wärmeabgebers zukommt, weil er ja 

nur Vertreter der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer ist ( §  17 

Abs. 1 WEG 1975 ) und daher das geforderte Tatbestandselement des 

Betreiben s der gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage im eigenen 

Namen nicht erfüllt. 

Die bei der Definition des "Wärmeabnehmers "  im § 2 Z 3 lit.b 

vorgesehene Voraussetzung, daß die Benützungsrechte am Nutzungs ­

objekt v om Eigentümer oder Fruchtnießer des Gebäudes unmittelbar 

abgeleitet sein müssen, knüpft an die Umschreibung der Miete 1m 

Sinn des § 2 Abs. 1 sowie des § 1 Abs. 1 zweiter Halbsatz MRG an. 

Eine Ausnah me soll nur insofern besteh en, als ein mit dem 

Wohnungseigentümer des Nutzungsobjekts abgeschlossener Hauptmiet­

vertrag einem solch en Mieter nicht die Stellung des Wärmeab­

nehmers verleiht ( in diesem F all bleibt ungeach tet des Mietver­

trags der Wohnungseigentümer Wärmeabnehmer) . 

Die Definition der "Nutzungsobj ekte" im § 2 Z 4 knüpft an den 

I nhalt des § 1 Abs. 1 WEG 1975 an. Daher können die v on der 
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Rechtsprechung zu dieser Bestimmung erarbeiteten Grundsätze 

- allerdings mit den sich aus Regelungsinhalt und -zweck des 

Heizkostenabrechnungsgesetzes ergebenden Einschränkungen und 

Modifikationen - auch auf den nun eingeführten Begriff des 

"Nutzungsobjekts" herangezogen werden. 

Der Begriff der " wirtschaftlichen Einheit" stellt nicht nur 

auf die gemeinsame Wärmeversorgung, sondern zusätzlich auch auf 

die gemeinsame Abrechnung (Auf teilung) der Wärmekosten ab ( §  2 

Z 6 ) .  Wenn etwa auf einer Liegenschaft zwei Gebäude errichtet 

sind, für die zwar von einer Anlage gemeinschaftlich Wärme 

bereitgestellt wird, für die aber keine gemeinsame Wärmekosten­

abrechnung durchgeführt wird - weil zB das eine Gebäude mit 

Meßvorrichtungen ausgestattet ist, in dem anderen Gebäude jedoch 

keine Vorrichtungen vorhanden sind und dieses auch für eine 

verbrauchs abhängige Auf teilung nicht tauglich ist - , kann von 

einer "wirtschaftlichen Einheit" nicht gesprochen werden. 

Die bisherigen Regelungen über die verbrauchsabhängige Wärme­

kostenaufteilung stellten als Kriterium auf den "Verbrauch" abi 

in der Bevölkerung ist dafür der Begriff "Wärmeverbrauch" durch­

aus gebräuchlich. Aus technischer Sicht wäre diese Begriffs­

bildung zumindest unscharf; zutreffend wäre es, anstelle des 

Kriteriums des Verbrauchs die in jedem Nutzungsobjekt 

stattfindende Wärmeabgabe (über die Heizkörper oder andere Heiz­

flächen) als Bezugsgröße heranzuziehen. Um nun den schon weit­

gehend geläufigen und rein sprachlich (etwa gegenüber "Anteilen 

an der gesamten Wärmeabgabe") einfachen Begriff der "Verbrauchs­

anteile" für die Formulierungen des Heizkostenabrechnungsgesetzes 

ohne inhaltliche Unrichtigkeiten verwenden zu können, wird im § 2 

Z 10 eine auf die Heizungs- und Warmwasserversorgung abstellende 

und damit auch den technischen Gegebenheiten entsprechende 

Definition dieses Begriffs gegeben; in den weiteren Textstellen 

ist dann eben nur noch von "Verbrauchsanteilen" die Rede. 

Die Begriffsbestimmung von "S tand der Technik" im § 2 Z 11 

wurde aus § 71a der Gewerbeordnung 1973, BGBl.Nr. 50/1974, idF 

des Art. I Z 74 der Gewerberechtsnovelle 1988, BGBl.Nr. 399, aus 

§ 2 Abs. 2 des Luftreinhaltegesetzes, BGBI.Nr. 380/1988, und aus 

§ 2 Abs. 8 des Abfallwirtschaftsgesetzes, BGBl.Nr. 325/1990, 

übernommen. 
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Zu § 3 :  

Der § 3 legt den Anwendungsbereich des Heizkostenabrechnungs­

gesetzes fest. Danach sollen die in Aussicht genommenen 

Bestimmungen nur für die gemeinschaftliche Wärmeversorgung von 

(mit Meßvorrichtungen versehenen oder auszustattenden) Gebäuden 

mit zumindest vier Nutzungsobj ekten gelten. Dabei ist allerdings 

die sich aus § 2 Z 1 ergebende Einschränkung zu beachten, wonach 

die Regelungen des Gesetzes auch auf Gebäude mit weniger 

Nutzungsobjekten dann anzuwenden sind, wenn diese in Ansehung der 

Wärmeversorgung eine wirtschaftliche Einheit mit einem mindestens 

vier Nutzungsobjekte umfassenden Gebäude bilden. Zum Geltungs­

bereich sei überdies auf die Ausführungen zu Punkt 3b) im Allge­

meinen Teil verwiesen. 

Zum Verständnis des § 3 sind aber auch die im § 2 gegebenen 

Begriffsbestimmungen von besonderer Bedeutung. Eine 

Legaldefinition des im § 3 Z 2 vorkommenden Begriffs der 

"Heizung" ist nicht nötig, weil in diesem Zusammenhang 

Auslegungsschwierigkeiten nicht zu erwarten sind; darunter ist 

(als begrifflicher Gegensatz zu "Warmwasser") die über Heizkörper 

oder sonstige Heizflächen abgegebene und der Anhebung der Raum­

temperatur in einer Räumlichkeit dienende Wärmeenergie zu ver­

stehen. Die im § 3 Z 3 genannten "Vorrichtungen zur Ermittlung 

der Verbrauchsanteile" entsprechen begrifflich den "besonderen 

Vorrichtungen (Geräten) " im § 24 Abs. 1 zweiter Halbsatz MRG, 

§ 14 Abs. 1 zweiter Satz WGG und § 19 Abs. 1 Z 1 zweiter Halbsatz 

WEG 1975. 

Der Geltungsbereich des Gesetzes erstreckt sich nicht nur auf 

solche Gebäude, die bereits mit Meßvorrichtungen ausgestattet 

sind, sondern zusätzlich auch auf solche, in denen zwar noch 

keine Vorrichtungen vorhanden sind, hinsichtlich derer aber eine 

Verpflichtung zur Ausstattung mit Meßvorrichtungen besteht (§ 3 

Z 3) . Das im § 6 normierte Recht jedes Wärmeabnehmers zur Er­

wirkung der Installation von Meßvorrichtungen und die damit 

korrespondierende Installationspflicht des Wärmeabgebers ist nur 

eine (aber keineswegs die einzige) Ausformung des im § 3 Z 3 

angeführten Tatbestandselements einer Ausstattungspflicht. 
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Daneben kommen aber auch andere zivilrechtliche, vor allem aber 

öffentlich-rechtliche Pflichten zur Ausstattung des Gebäudes mit 

Meßvorrichtungen in Betracht. 

Zu § 4: 

Im § 4 wird den Bestimmungen des Heizkostenabrechnungs­

gesetzes Vorrang gegenüber anderen bundesgesetzlichen oder 

vertraglichen Regelungen, die die Auf teilung und Abrechnung der 

Wärmekosten betreffen, eingeräumt. Dies bedeutet zweierlei: Zum 

einen sind grundsätzlich " übereinstimmungsfähige" Normen im Sinn 

des Heizkostenabrechnungsgesetzes auszulegen . Zum anderen werden 

widersprechende, mit dem Heizkostenabrechnungsgesetz nicht in 

Übereinstimmung zu bringende Bestimmungen in Bundesgesetzen oder 

Verträgen durch Derogation verdrängt . Dies gilt insbesondere für 

die vom Verfassungsgerichtshof (zumindest derzeit) noch nicht 

aufgehobenen Vorschriften über die Verteilung der Kosten des 

Betriebes gemeinSChaftlicher Anlagen - soweit davon Wärmekosten 

betroffen sind - im Mietrecht und im Wohnungseigentumsrecht, also 

für § 24 Abs. 1 MRG und für § 19 Abs. 1 Z 1 WEG 1975. Eine 

formelle Anpassung dieser Regelungen an das Heizkostenab­

rechnungsgesetz soll sodann im Zug der Wohnrechtsreform 

vorgenommen werden. 

Zum 11 . Abschnitt 

Zu § 5 :  

Im § 5 findet sich die Regelung der Auf teilung der Wärme­

kosten und damit eines der Kernstücke des Gesetzes. Zunächst wird 

im Abs .  1 für den Fall, daß die Verbrauchsanteile durch besondere 

Verfahren ermittelt werden können, die verbrauchsabhängige 

Auf teilung der Energiekosten angeordnet. Dazu sei vorerst auf die 

Ausführungen zu Punkt 4a) im Allgemeinen Teil verwiesen. Wie sich 

aus der Bestimmung über den Geltungsbereich des gesamten 

Gesetzes, insbesondere aus § 3 Z 3, ergibt, kommt eine 

verb rauchs abhängige Auf teilung nur dann in Betracht, wenn 
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das Gebäude entweder bereits mit Meßvorrichtungen ausgestattet 

ist oder aber eine Verpflichtung zu dieser Ausstattung 

- beispielsweise nach § 6 - besteht. Die Anordnung der ver­

brauchs abhängigen Auf teilung bezieht sich auf die Energiekosten ; 

dazu gehören nach § 2 Z 8 nicht nur die Kosten der zur Umwandlung 

in Wärme bestimmten E nergieträger, sondern auch die Kosten des 

sonstigen E nergiebedarfs fü r den Betrieb der Wärmeversorgungs­

anlage (etwa für den Betrieb der Umwälzpumpe oder des Brenners ) .  

Dami t entspricht der Begriff der "E nergiekosten" im 

Heizkostenabrechnungsgesetz den "durch den Betrieb der Anlage 

auflaufenden Kosten des Verbrau ches" nach den bisherigen Vor­

schriften ü ber die Heizkostenauft eilung im MRG, im WGG und im 

WE G 1975 . Die sonstigen Kosten des Betriebes (Bereitstellungs­

kosten ) sind zur Gänze verbrauc hsunabhängig, und zwar nach § 12 

mangels einer Vereinbarung der Wärmeabnehmer über einen 

Aufteilungsschlüssel im Verhältni s der beheizbaren Nutzflächen 

der einzelnen O bjekte, aufzuteilen. Durch die somit auch weiter­

hin vorzunehmende Ausscheidung der Bereitstellungskosten aus der 

verbrauchsabhängigen Abrechnung werden in Ansehung der gesamten 

Kostenbelastung die Unterschiede zwischen den einzelnen Wärmeab­

nehmern etwas gemildert und Extremwerte in der differenzierenden 

Heranziehung der Wärmeabnehmer zur Kostent ragung weitgehend ver­

mieden. 

Abs. 1 legt au sdrü cklich als Voraussetzung fest, daß die 

Wärmeabgabe im gesamten Gebäude überwiegend von den 

Wärmeabnehmern beeinflußt werden kann . Die verbrauchsabhängige 

Abrechnung soll ja an willentliches Heizverhalten und nicht etwa 

an einen gar nicht gewollten " Zwangskonsum" beispielsweise ü ber 

das Heizungsrohrsystem anknü pfen. Wenn aber die Wärmeabgabe nicht 

einmal ü berwiegend von den Wärmeabnehmern beeinflußbar ist , muß 

der E rfassung der Wärmeabgabe durch die Meßvorrichtungen jede 

Aussagekraft fü r die willentliche I nanspruchnahme von 

Wärmeenergie durch die einzelnen Abnehmer abgesprochen werden, 

sodaß eine auf dieser E rmittlung fußende, verbrauchsabhängige 

Kostenabrechnung nach den Grundgedanken dieses Gesetzes nicht 

berechtigt wäre. Dies e Überlegung korres pondiert mit den 

Regelungsinhalten von Abs. 2 und 3. Die erstgenannte 
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Gesetzesstelle si eht für den Fall, daß di e Messungen der Wärme­

abgabe aus techni schen Gründen zur zumindest näherungswei sen 

Ermittlung der Verbrauchsanteile untauglich si nd, die Möglichkei t 

vor, die verbrauchsabhängi ge Auf tei lung i m  Weg ei ner Entscheidung 

des Gerichts zu besei ti gen. Ergänzend dazu ordnet Abs. 3 a n, daß 

eine solche Untaugli chkeit der Messungen jedenfalls dann 

vorli egt, wenn di e Wärmeabgabe i m  gesamten Gebäude ni cht über­

wi egend von den Wärmeabnehmern beeinflußt werden kann. 

Bei Untauglichkeit der Verbrauchsmessungen zur zumi ndest 

annähernden Ermi ttlung der Verbrauchsantei le kann nach § 5 Abs . 2 

das Geri cht auf Antrag aussprechen, daß di e Energi ekosten künftig 

zur Gänze im Verhältnis der behei zbaren Nutzflächen aufzutei len 

si nd; ei n solcher Antrag kann von jedem Wärmeabnehmer und vom 

Wärmeabgeber gestellt werden (§ 24 Abs. 3) . Ein Fall ei ner 

solchen Untauglichkeit wi rd i m  § 5 Abs . 3 angeführt; dazu sei 

auf die Ausführungen zu Punkt 4a) im Allgemei nen Teil sowi e auf 

die vorstehenden Darlegungen zum § 5 Abs. 1 verwi esen. § 5 stellt 

auf die Beei nflußbarkeit der Wärmeabgabe im gesamten Gebäude ab; 

der in di eser Bestimmung geregelte Fall li egt daher ni cht vor, 

wenn zwar bei spi elswei se di e Wärmeabgabe i n  ei nem Nutzungsobjekt 

nur zu 10 % beei nflußt werden kann, aber bei Betrachtung des 

gesamten Gebäudes sich eine Beei nflußbarkei t der Wärme abgabe von 

mehr als 5 0  % ergibt. Di e äußerst geringe Möglichkei t zur 

Beeinflussung der Wärmeabgabe i n  einem einzelnen Nutzungsobjekt 

kann jedoch als anderer Anwendungsfall ei ner Untaugli chkeit zur 

zumindest näherungswei sen Ermi ttl ung der Verbrauchsanteile dem 

§ 5 Abs. 2 subsumi ert werden. 

Zu § 6 :  

I m  § 6 wi rd ein zi vi lrechtliches I nstrument zur Förderung der 

verbrauchsabhängigen Heizkostenaufteilung und dami t der spar­

sameren Energi enutzung geschaffen, wodurch jedem Wärmeabnehmer 

das Recht ei ngeräumt wi rd, unter besti mmten Voraussetzungen di e 

Ausstattung des Gebäudes mit Meßvorrichtungen und dadurch i n  

wei terer Konseq uenz ei ne verbrauchs abhängi ge Abrechnung der 
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Wärmekos ten durchzusetzen . Dazu wird zunächst auf die Aus­

führungen zu Punkt 3c) im Allgemeinen Teil s owie zu § 3 Z 3 

verwies en. 

Die Regel ung des § 6 kommt nicht nur dann zum Tragen, wenn in 

einem Gebäude noch keine Meßvorrichtungen vorhanden s ind, s ondern 

is t auch in jenen Fällen anwendbar, in denen Gebäude zwar s chon 

mit Meß vorrichtungen aus ges tattet, dies e Vorrichtungen aber zur 

zumindes t näherungsweisen Ermittlung der Verbrauchs anteil e nicht 

tauglich s ind (§ 5 Abs. 2) . Die im § 6 vorgesehene Aus stattungs­

pfl icht bezieht s ich dann auf den Aus tausch der vorhandenen 

untaugl ichen gegen taugl iche Meßvorrichtungen. 

Der § 6 s tatutiert ein durchs etzbares subjektives Recht j edes 

einzelnen Wärmeabnehmers; es handel t sich al s o  dabei um eine 

z ivi lrechtliche Norm . Der einleitende H al bsatz des § 6 Abs. 1 

weis t darauf hin, daß auch in anderen Rechtsvorschri ften Ver­

pfl ichtungen zur Ausstattung von Gebäuden mit Meßvorrichtungen 

vorges ehen s ind; dabe i ist insbesondere auch an Auflagen nach dem 

Wohnbauförderungsrecht zu denken. 

Eine der Vorauss etzungen für ein erfolgreiches Begehren auf 

Auss tattung des Gebäudes mit Meßvorrichtungen ist deren Wirt ­

schaftlichkeit . Bei ihrer Umschreibung im § 6 Abs. 1 Z 2 wird 

unter anderem auf die zu erwartende Eins parung an Wärmekosten 

abges tel lt. Dies bezieht sich auf die Wä rmekosten fü r die Wä rme­

vers orgung des ges amten Gebäudes und nicht etwa nur eines 

Nutzungs objekts . 

Inhalts- und Z uläss igkeits voraus setzung eines Antrags auf 

Ausstattung mit Meßvorrichtungen ist die gleichzeiti ge Vorlage 

eines Sachverständigengutachtens , in dem in Form eines Kosten­

Nutzen-Vergl eichs nach § 6 Abs. 1 Z 2 die Wirtschaftlichkeit der 

Aus s tattung bej aht wird (§ 6 Abs . 2 ) . 

Ergänzend zu der den Wärmeabgeber treffenden Ausstattungs­

pfl icht wird im § 6 Abs . 3 eine Verpflichtung jedes Wärmeab­

nehmers zur Duldung der Ausstattung s eines Nutzungs obj ekts mit 

Meß vorrichtungen normiert, weil ohne eine s olche Duldungspflicht 

eine pos itive Ents cheidung über die Auss tattung nicht umgesetzt 

werden könnte. 
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Zu § 7 :  

Dazu wird zunächst auf die Ausführungen zu Punkt 3c ) im All­

gemeinen Teil verwiesen. Zur Klarstellung ist ergänzend festzu­

halten, daß es sich bei § 7 Abs . 1 um eine zivilrechtliche Norm 

handelt; die Regelungen über die Durchsetzung der energie­

sparenden Erhaltung, Wartung und Betreibung der Anlage sind den 

jeweiligen Wohnrechtsmaterien (MRG, WGG, WEG 1975 ) zu entnehmen. 

Die im § 7 Abs . 2 enthaltene Anordnung, wonach bestimmte 

energiesparende Veränderungen als der Erhaltung dienender 

Instandsetzungsaufwand gelten, ist besonders für die steuerrecht­

liche Behandlung der dafür aufgewendeten Kosten von Bedeutung. 

Zu § 8 :  

In den Fällen, in denen vom Wärmeabgeber ein Wärmeab­

rechnungsunternehmen mit der Durchführung der Abrechnung der 

Wärmekosten beauftragt wird, obliegt diesem die Pfl ich t zu 

prüfen, ob die Voraussetzungen für eine verbrauchsabhängige 

Kostenverteilung überhaupt vorliegen. Sofern noch keine 

Meßvorrichtungen vorhanden sind, ist diese Prüfung von beson derer 

Bedeutung, weil es hier ja nic ht nur um die Vermeidung einer 

(mangels ausreichender Beeinflußbarkeit unzulässigen ) 

verbrauchs abhängigen Abrechnung der Wärmekosten, sondern darüber 

hinaus auch um die Vermeidung frustrierten Kostenaufwands für die 

Installierung von - mangels ausreichender Beeinflußbarkeit -

nutzlosen Meßvorrichtungen geht. Bevor umfangreiche I nvestiti onen 

für die Ausstattung des Gebäudes mit Meßvorrichtungen getätigt 

werden, muß geprüft werden, ob eine Auswertung der Meßergebnisse 

zulässig ist. Da die Prüfung für jede Abrechnungsperiode 

vorzunehmen ist, ergibt sich , daß auch wesentliche Änderungen der 

für die Beheizung maßgeblichen Verhältnisse ins Kalkül zu ziehen 

sind. Dabe i sind nur objektive Umstände, nicht aber auch das 

subjektive Verhalten der Wärmeabnehmer, wie etwa H eizungs- und 

Lüftungsgewohnheiten zu berücksichtigen. Dabei muß auch der 

Inhalt der diesbezüglichen Ö - Norm M 5 930 beachtet werden. Als 

Änderungen sind nur jene Geschehnisse anzusehen, die sich 

gravierend auf die Ermittlung der Verbrauchsanteile auswirken, 
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wie zB Um- oder Zubauten ( etwa eine Aufstockung des Gebäudes o der 

ein Dachbodenausbau) oder eine grundsätzliche Umstellung der 

Betriebsweise der Heizung. Umgekehrt wird etwa auf den bloßen 

Austausch von Heizkörpern ( zB Stahlblechheizkörper gegen 

Aluminiumrippenheizkörper) oder auf das Anbringen einer 

wärmedämmenden Wandverkleidung in einem Nutzungsobjekt nicht 

Bedacht zu n ehmen sein. 

Zu § 9 :  

Die Anordnung des § 9 lehnt sich an den Entwurf der Ö - Norm 

M 5930 an und ü bernimmt deren Methode zur Trennung der Kosten v on 

Heizung und Warmwasser. Wenn Messung oder Ermittlung nicht zu 

geeigneten Ergebnissen führen, so soll die Auf teilung durch 

Ve reinbarung innerhalb der vorgesehenen Bandbreite möglich sein. 

Zu § 10 : 

W i e  bereits im Allgemeinen Teil erwähnt, gibt § 10 für die 

Festlegung jenes Prozentsatzes der Energiekosten , der n ach 

Verbrauchsanteilen zu tragen ist, einen Rahmen von 5 5  bis 75 

Prozent vor. Eine Festl egung des nach Verbrauchsanteilen zu 

tragenden Teil s der Energiekosten außerhal b dieser Bandbreite 

( al so unter 5 5  % oder über 75 % )  wäre unzulässig und damit 

unwirksam, sodaß diesfalls das im § 13 Abs . 3 subsidiär vorge­

sehene Verhältni s von 6 5  % nach Verbrauchsanteilen und 35 % nach 

beheizbarer Nutz fläche aufzuteilenden Energiekosten anzuwenden 

wäre. 

Zu § 1 1 : 

Im § 11 wird die Verpflichtung des Wärmeabgebers zur Er­

mittlung der Verbrauchsanteile im einzelnen geregelt. Auch diese 

Bestimmung kann als eines der Kernstücke des Entwurfs ange­

sprochen werden. 
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Im Abs . 1 wird die Vorgangsweise bei der Verbrauchsermittlung 

geregelt. 

Abs . 2 ermöglicht unter bestimmten Voraussetzungen die 

Ermitt lung der Verbrauchsanteile für höchstens ein Viertel der 

beheizbaren Nutzfläche des Gebäudes durch eine Hochrechnung. 

Zu § 12 : 

Z u  dieser Bestimmung sei auf die Ausfü hrungen zu § 5 Abs. 2 

hingewiesen. 

Zu § 13 : 

Die § §  9 und 1 0  geben Bandbreiten vor, innerhalb derer die 

Vertragspartner einstimmig Anteilsregelungen treffen können. 

Mit d er Anordnung der S chriftform in Abs . 2 soll einerseits der 

Rechtssicherheit gedient und andererseits gewährleistet werden, 

daß sich die einzelnen Wärmeabnehmer bei ihrer Mitwirkung an 

einer solchen Vereinbarung der Bedeutung und des Sinnes ihrer 

diesbezü glichen Erklärung bewußt sind. Für eine solche 

Vereinbarung nach Abs. 1 wird deshalb Einstimmigkeit vorgesehen, 

weil dadurch ex treme Ungerechtigkeiten in Einzelfällen, wie sie 

fallweise durch Mehrheitsbeschlüsse zustandekommen können, 

weitgehend vermieden werden. 

Im § 1 3  Abs .  4 wi rd die Möglichkeit vorgesehen, bei einer 

wesentlichen Veränderung der objektiven Nutzungsmöglichkeiten das 

gern. Abs. 1 einstimmig festgelegte Verhältnis durch das Gericht 

entsp rec hend dieser Änderung neu festsetzen zu lassen. Diese 

Neufestsetzung kann aber nur an eine Änderung der Verhältnisse, 

wie sie einer früher geschlossenen Vereinbarung zugrunde gelegen 

waren, anknü pfen und steht daher nicht etwa zu einer Verschiebung 

gegenüber den subsidiären gesetzlichen Verhältnisschlüsseln 

gemäß Abs. 3 zu Gebote. § 1 3  Abs. 4 bietet daher keine Grundlage, 

bei Nichtzustandekommen einer einst immigen Beschlußfassung ü ber 

diese Verhäl tnisse durch das Gericht eine andere Quotierung als 

die in Abs. 3 vorgesehene zu erwirken, weil eben Voraussetzung 

für eine AntragsteI lung nach Abs. 4 der Abschluß einer 

Vereinbarung ü ber den Prozentschlü ssel ist. 
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Die weitere Voraussetzung eines Antrags nach Abs. 4 ist eine 

wesentliche , nicht in einer Veränderung der beheizbaren 

Nutzfläche bestehende Änderung der obj ektiven Nutzungsmögl ich­

keiten , die durch eine Neufestsetzung des Verhältnisses zwischen 

Verbrauchsbetrag und Sockelbetrag berücksichtigt werden kann. 

Daraus ergeben sich mehrfache Abgrenzungen. Zum einen bedeutet 

dies, daß bloß im subjektiven Bereich der einzelnen Wärmeabnehrner 

gelegene Modifikationen, wie etwa eine Änderung des Heizver­

haltens oder eine veränderte Verwendung des Nutzungsobjekts durch 

den Wärmeabnehmer, keine Grundlage für einen Antrag nach Abs. 4 

bilden. Dazu muß eben eine wesentliche Änderung der objektiven 

Nutzungsmöglichkeiten vorliegen, die zum anderen nicht auch bei 

gleichbleibendem Verhältnis zwischen Verbrauchsbetrag und 

Sockelbetrag hinreichend berücksichtigt werden könnte . Ein 

besonders deutliches Beispiel für eine Veränderung der objektiven 

Nutzungsmöglichkeit, die auch ohne Quotenverschiebung zur Genüge 

berücksichtigt wird, ist eine Veränderung der beheizbaren Nutz­

fläche etwa zwischen den einzelnen Nutzungsobjekten. Einerseits 

wirkt sich die geänderte Nutzfläche unmittelbar auf die Kosten­

aufteilung beim Sockelbetrag aus, andererseits wird mit der Nutz­

flächenverschiebung auch eine im wesentlichen entsprechende Modi ­

fikation in der Zuordnung der Verbrauchsanteile verb unden sein, 

die dann über die Auf teilung des Verbrauchsbetrags zum T ragen 

kommt. Um aber allfälligen Fehldeutungen hinsichtlich einer 

solchen Konstellation mit Sicherheit vorzubeugen, wurde in der 

Formulierung des Abs. 4 (in der Parenthese) zusätzlich zum 

Ausdruck gebracht, daß eine Veränderung der beheizbaren Nutz ­

fläche keinesfalls eine Neufestsetzung des Verhältnisses zwischen 

Verbrauchsbetrag und Sockelbetrag begründen kann. Überdies muß 

die Änderung der objektiven Nutzungsmöglichkeiten wesentlich 

sein, und schließlich muß es sich um solche Änderungen handeln, 

die Auswirkungen auf die Beheizung und damit auf die auf die 

einzelnen Nutzungsobjekte entfallenden Wärmekosten zeitigen. 

Beispiele dafür wären etwa Änderungen der Wärmeisoli erung des 

Gebäudes oder v on T eilen des Gebäudes, Änderungen der Wärme­

isolierung der Heizungsrohre, Änderungen in der Art der Wärme­

versorgung (zB die Einleitung von Fernwärme) oder Ä nderungen der 

Heizungsregelung (zB der Vorlauf temperatur) . 
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Zur Stellung eines Antrags nach Abs. 4 sind nach § 2 4  Abs. 3 

jeder einzelne Wärmeabnehmer sowie der Wärmeabgeber legitimiert. 

Die Neufestsetzung muß "entsprechend" sein, sie muß also die 

früher bei der einstimmigen Festlegung der Quo te zugrunde 

gelegten Relationen beachten und darf nur in einer Anpassung 

dieser Q uo te an die neuen Verhältnisse bestehen. Sie muß sich 

schließlich innerhalb des im § 10 vo rgegebenen Rahmens bewegen; 

der nach Verbrauchsanteilen zu tragende Prozentsatz der Ko sten 

darf daher nicht unter 5 5  % und nicht ü ber 75 % liegen. 

Zu § 14 : 

§ 14 stellt die Kontinuität der Wä rmeko stenaufteilung im Fall 

des Wechsels eines Wärmeabgebers und Wärmeabnehmers und die 

Berechtigung zum Betrieb von gemeinsamen Wä rmeverso rgungsanlagen 

sicher. Die Grundlagen der Ko stenaufteilung, nämlich einerseits 

das Verhältnis zwischen Verbrauchsbetrag und So ckelbetrag und 

andererseits der daraus abgeleitet e Aufteilungsschlü ssel , aus dem 

sich die konkrete Ko stenbelastung jedes Wärmeabnehmers berechnen 

läßt, werden durch einen solchen Wechsel nicht berührt . 

Zu § 1 5 : 

Die Ano rdnungen über die bücher1iche Anmerkung der 

Verteilungsschlüssel dienen dem Bedürfnis nach Publizität der 

Grundlagen für die Wärmeko stenaufteilung im jeweiligen Gebäude. 

Zum III . Abschnitt 

Zu § 16 : 

Im § 16 wird die bei der Ermittlung der Verbrauchsanteile zu 

beachtende Abrechnungsperiode mit zwölf Mo naten festgelegt. Das 

im zweiten Satz behandelte Abweichen von diesem Zeitraum erlaubt 

sowohl eine Verkürzung als auch eine Verlängerung der 

Abrechungsperiode. Wenn die Nutzungso bjekte im Wo hnungseigentum 
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stehen, entscheidet über das Abweichen von der Abrechnungsperiode 

die Mehrheit der Wohnungseigentümer, wobei allerdings eine 

Überprüfung durch das Gericht im Fall der Anrufung durch einen 

oder mehrere Wohnungseigentümer möglich ist. 

Zu § 1 7 :  

Die § §  1 7  bis 23 enthalten die Regelung der Abrechnung der 

Wärmekosten und der Information des Wärmeabnehmers. Darin werden 

verhä ltnismäßig umfangreiche Anforderungen an die Abrechnungs­

pflicht des Wärmeabgebers gestellt. Dem steht aber auf der 

anderen S eite eine nicht unerhebliche Verbesserung der 

Rechtsposition des Wä rmeabgebers gegenüber den bisherigen 

Regelungen über die Abrechnung der Wärmekosten gegenüber, indem 

die Erhebung von Einwendu ngen gegen die ordnungsgemä ß und 

vollständig gelegte Abrechnung du rch § 23 präkludiert wird. 

§ 1 7  enthält die gru ndsätzliche Verpf lichtung zur Abrechnung 

der Wärmekosten, der I nforma tion und Belegeinsicht. 

I m  Abs . 3 wird dem Wärmeabgeber die Möglichkeit einer 

Rechnungsabgrenzung eingerä umt. Ob der Wärmeabgeber von dieser 

Möglichkeit Gebrauch macht, steht in seinem Ermessen. I n  der 

Regel wird eine solche Abgrenzung da nn sinnvoll sein, wenn der 

Wärmeabgeber zur E rstellu ng und Vorlage einer Bilanz verpflichtet 

ist. Die E ntscheidu ngsfreiheit des Wärmeabgebers über die Durch­

führung oder Unterla ssung einer Abgrenzung wird durch die Formu­

lierung von § 17 Abs. 3 nicht von vornherein beschränkt. 

Zu § 18 : 

§ 1 8  zählt die Inhaltserfordernisse der jedem Wärmeabnehmer 

zu übersendenden I nformation über die Abrechnung auf. Zu dem in 

Abs. I Z 7 angeführten Verhä ltnis zwischen den nach 

Verbrauchsanteilen und den nach beheizbarer Nutzfläche zu 

tragenden Energiekosten ist zu bemerken, daß das bei Vornahme der 

Abrechnung tatsächl ich angewendete prozentuelle Verhä ltnis 

anzugeben ist. 
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Durch die Anordnung im Abs . 2 soll dem Wärmeabgeber die 

Erf üllung seiner Verpf lichtung zur ordentlichen Rechnungslegung 

durch Zusendung der Inf ormation über die Abrechnung erleichtert 

werden. 

Zu § 19 : 

Mit der im § 18 geregelten Übersendung der Inf ormation über 

die Abrechnung allein ist die Abrechnungspf licht noch nicht 

erf üllt; um den Wärmeabnehmern eine Überprüf ung der Abrechnung zu 

ermöglichen, hat der Wärmeabgeber zusätzlich die der Abrechnung 

zugrunde liegenden Belege zu sammeln und den Wärmeabnehmern 

Einsicht in die Belege zu gewähren . § 19 enthält darüber gen aue 

Anordnungen. 

Zu § 2 0 : 

S chon die bisherigen Regelungen ü ber die Abrechnung im Miet­

rechtsgesetz und im Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz sahen die 

Erzwingung der Abrechnung du rch Androhung und nötigenf alls Ver­

hängung einer Geldstraf e vor (§ 20 Abs. 4 MRG, § 19 Abs. 2 WGG) . 

Ein derartiges Mittel zur Durchsetzung des Anspruchs auf Vornahme 

der Abrechnung wird jedem Wärme abnehmer durch § 20 eingeräumt. 

Zu § 2 1 : 

Im § 21 werden Regelungen darüber getroff en, in welcher Weise 

mit einem sich einerseits aus den von den Wärme abnehmern ge­

leisteten Vorauszahlungen und andererseits aus der Abrechnung 

ergebenden Fehlbetrag oder Überschuß zu verf ahren ist. S ow ohl f ür 

die Rückerstattung eines Überschußbetrags als auch f ür die Nach­

zahlung eines Fehlbetrags wird eine Leistungsf rist von zwei 

Monaten f estgesetzt. Der Beginn dieser Leistungsf rist ist aller­

dings dif f erenziert geregelt. Für die Rückzahlung eines Über­

schusses wird diesbezüglich im § 21 Abs . 1 auf den Zeitpunkt 

abgestellt, zu dem die Abrechnu ng hätte gelegt werden müssen. Es 

ist also nicht der Termin der tatsächlichen Vornahme der 
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Abrechnung maßgebend, weil es ansonst en dem Wärmeabgeber möglich 

wäre, durch eine Verzögerung der Abrechnung auch die F älligkeit 

einer allfälligen Rückzahlung hinauszuschieben. Die zweimonatig e  

Leistungsfrist für die Nachzahlung eines Fehlbetrags du rch einen 

Wärmeabnehmer nach § 21 Abs . 3 beginnt hingegen erst mit der 

tatsächlichen Erfüllung der Pflichten gemäß den §§ 16 bis 19, 

also mit der o rdnungsgemäßen u nd vollständigen Vo rlage der 

Abrechnung. Hier muß allerdings darauf hingewiesen werden, daß 

nur geringfügige Fehler der Abrechnung (die deren 

Info rmationscharakter nicht beeinträchtigen) diesen Beginn des 

Fristenlaufs nicht berühren. Für die Nachforderu ng an Wärmekosten 

ist überdies noch eine zweite, abso lute Frist zu beachten; nach 

§ 21 Abs . 4 kann eine so lche Nachfo rderung nur innerhalb eines 

J ahres nach Ablauf der Abrechnungsperio de geltend gemacht werden. 

Im § 21 Abs .  2 wird zur Vermeidu ng u ngerechtfertigter Nach­

teile der Wärmeabnehmer für den F all einer verspäteten Rechnungs­

legung eine Verzinsung der Überschußbeträge ab dem Ablauf der 

Abrechnungsperiode vorgesehen. 

Zu § 2 2 : 

Im § 22 wird der F all des Wechsels eines Wärmeabnehmers 

während der Abrechnu ngsp erio de einer Regelu ng unterzogen. Dabei 

wird dem Wärmeabgeber hinsichtlich der im § 21 no rmierten Fo lgen 

der Abrechnung jener Wärmeabnehmer als (für F ehlb eträge) 

Zahlu ngsp flichtiger o der als Rückfo rderu ngsb erechtigter (vo n 

Überschüssen) gegenübergestellt, in dessen Nutzu ngszeitraum der 

F ehlbetrag o der Über schuß angefallen ist; im F all einer Z ahlu ngs­

p flicht haftet so lidarisch mit ihm derjenige, der zum Zeitpunkt 

der Rechnu ngslegung Wärmeabnehmer ist. Eine gen au e Abgrenzung ' der 

Wärmekosten für den Nutzungszeitraum des früheren Wärmeabnehmers 

u nd für jenen des nachfo lgenden Wärmeabnehmers kann nur du rch 

eine Zwischenermittlung bewerkstelligt werden, die wiederum 

entweder durch Zwi schenablesung o der du rch eine Hochrechnung 

(Schätzung) möglich ist. Mangels Zwischenermittlung ist nur ei ne 

Abgrenzung nach monatlichen Anteilen vorzunehmen (§ 22 Abs . 1 ) . 
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Im § 22 Abs . 2 wird entsprechend dem § 18 Abs. 2 für den Fall 

der Beendigung des Nutzungsverhältnisses während der Abrechnungs­

periode eine die ordentliche Rechnungslegung erleichternde 

Regelung - durch Zusendung der Information über die Abrechnung an 

die Anschrift des Nutzungsobjekts - vorgesehen. 

Zu § 23 : 

Im § 23 wird die Genehmigung der Abrechnung für den Fall 

fingiert, daß der Wärmeabnehmer gegen die ordnungsgemäß und v oll­

ständig g elegte Abrechnung nicht innerhalb von sechs Monaten 

schr iftlich begründete Einwendungen erhebt. Die Genehmi gungsfolge 

knüpft also unter anderem an eine ordnungsgemäß gelegte 

Abrechnung an; dies bedeutet nicht nur eine inhaltliche, sondern 

auch eine zeitliche Anforderung an die Rechnungslegung. Nur eine 

auch rechtzeitig gelegte Abrechnung kann die Genehmigungswirkung 

herbeiführen. 

Die Genehmigungsfi ktion wi rd nur durch solche Einwendungen 

verhindert, die ausrei chend " konkretisi ert" sind. Wenn solche 

Einwendungen erhoben werden, tritt nicht nur hinsichtlich der 

damit beanstandeten Abrechnungspositionen, sondern auch hinsicht ­

lich der damit inhaltlich zusammenhängenden P osten kei ne Genehmi ­

gungswirkung ein. 

Zum IV . Abschni tt 

Zu § 24 : 

Im § 24 Abs . 1 wird für bestimmte, sich aus den Vorschriften 

des Heizkostenabrechnung sgesetzes ergebende Angelegenheiten die 

Zuständigkeit jenes Bezirksgerichts angeordnet, in dessen 

Sprengel das Gebäude liegt. Im § 24 Abs . 2 wird normiert, daß 

diese Angelegenheiten im Verfahren außer Streitsachen zu 

erledigen sind, und auf die außerstreitigen Verfahrensbe­

stimmungen des Mietrechtsgesetzes verwiesen. § 24 Abs . 3 trifft 

eine ergänzende Anordnung über die Legitimation zur Stellung v on 

Anträgen nach diesem Bundesgesetz. 
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Zum V .  Abschnitt 

Zu § 2 5  

Entsprechend dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Aufhebung des 

§ 14 Abs. 1 zweiter Satz des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetze s 

(BGBl. Nr. 6 06 / 1991) wird im Abs . 1 das Inkrafttreten des 

Gesetzes mit 1. Oktober 1 992 vorgeschlagen. 

Die Übergangsbestimmungen der Abs . 2 bis 6 fußen auf dem 

Grundsatz möglichst weitgehender Wahrung der Kontinuität. Des halb 

wird im Abs . 2 angeordnet, daß der letzte Aufteilungsschlüssel, 

sowei t er sich auf das Verhältni s zwischen Verbrauchsbetrag und 

Sockelbetrag bezieht, aufrecht bleibt. Für den Sockelbetrag s ieht 

die Regelung des Abs . 3 allerdings eine einheitliche Berechnung 

nach der beheizbaren Nutz fläche vor. Wenn das dem letzten Auf­

teilungsschlüssel zugrunde gelegte prozentuelle Verhältnis 

z wischen Verbrauchsbetrag und Sockelbetrag außerhalb des mit 

diesem Gesetz dafür v orgesehenen Rahmens (5 5 % bis 75 % für den 

Verbrauchsbetrag) liegt, kann nach Abs .  4 eine gerichtliche Ent­

scheidung erwirkt werden, in der ausgesprochen wird, daß die im 

§ 13 Abs. 3 Z 1 und 2 Heizkostenabr echnungsgesetz angeführten 

Verhältnisse maßgebend s ind. Abs .  6 ermöglicht es den 

Wärmeabgebern bzw. - abnehmern in Nutzungsobjekten, die bisher den 

wohnrechtlichen Auftei lungsbestimmungen nicht unterlagen, sich 

dem Regime des Heizkostenabrechnungsgesetzes zu unterwerfen. 
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